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In Germany, two observations can be tracked over the past 15 to 20 years:
First, income inequality has constantly increased while, second, the avera-
ge household size has been declining dramatically. The analysis of income
distribution relies on equivalence-weighted incomes, which take into account
household size. Therefore, there is an obvious link between these two deve-
lopments. The aim of the paper is to quantify how the trend towards smaller
households has inﬂuenced the change in income inequality. It appears that
inequality would also have increased without this demographic trend. But its
level would be noticeably lower than it actually is.
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Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2008
kommt zu dem Ergebnis, dass die Einkommensungleichheit in der Bundesrepublik
Deutschland in den letzten Jahren sp¨ urbar zugenommen hat. Im Jahr nach der Wie-
dervereinigung 1991 wies der Gini-Koeﬃzient der Verteilung der Netto¨ aquivalenzein-
kommen noch einen Wert von 0,257 auf (Sachverst¨ andigenrat, 2007, S. 458). Die
seither zu beobachtende Zunahme der Einkommensspreizung hat sich etwa seit dem
Jahr 2000 beschleunigt (Goebel and Krause, 2007, S. 824). Ausgehend von einem
Wert von 0,292 in den Jahren 2002 und 2003 ist der Gini-Koeﬃzient auf einen Wert
von 0,316 im Jahr 2005 gestiegen. Zu den potenziellen Erkl¨ arungen f¨ ur diese Ent-
wicklung z¨ ahlen zum einen Ver¨ anderungen in der Verteilung der Arbeitseinkommen,
die eine wesentliche Komponente der Haushaltseinkommen darstellen. Zum anderen
wird darauf verwiesen, dass die parallel dazu r¨ uckl¨ auﬁge Entwicklung der durch-
schnittlichen Zahl von Personen, die in einem Haushalt zusammen lebt, entschei-
denden Einﬂuss auf die Einkommensverteilung hat (Bundesregierung, 2008, S. VIII
f.). Die demograﬁsche Entwicklung der Bev¨ olkerung ist insbesondere in Deutsch-
land neben einer zunehmenden Alterung der Gesellschaft durch einen starken R¨ uck-
gang der durchschnittlichen Haushaltsgr¨ oße gekennzeichnet. Nach Schweden weist
Deutschland die geringste durchschnittliche Haushaltsgr¨ oße unter den L¨ andern der
OECD auf (Bundesregierung, 2008, S. 27). Insbesondere hat der Anteil von Ein- und
Zwei-Personen-Haushalten stark zugenommen.1 Der Zuwachs bei den Ein-Personen-
1Nach den Erkenntnissen des Mikrozensus 2005 ist die durchschnittliche Zahl der Personen,
die in einem Haushalt zusammen leben, zwischen 1991 und 2005 im gesamten Bundesgebiet von
2,27 um gut sieben Prozent auf 2,11 zur¨ uckgegangen. Dieser R¨ uckgang war in den neuen Bun-
desl¨ andern einschließlich Berlin noch sehr viel deutlicher. W¨ ahrend die durchschnittliche Perso-
nenzahl im Haushalt 1991 dort noch 2,31 betrug, lebten im Jahr 2005 mit 1,98 im Schnitt weniger
als zwei Personen in einem Haushalt. Dies entspricht einem R¨ uckgang um 14,3 Prozent. W¨ ahrend
die Bev¨ olkerungszahl zwischen 1991 und 2005 von 80,2 Millionen um 3,1 Prozent auf 82,7 Mil-
lionen zugenommen hat wuchs die Zahl der Privathaushalte ann¨ ahernd viermal so stark von 35,3
Millionen um 11,1 Prozent auf 39,2 Millionen. Dieser Zuwachs ist ausschließlich auf die Zunahme
der Haushalte mit h¨ ochstens zwei Haushaltsmitgliedern zur¨ uckzuf¨ uhren. Die Zahl der Ein- und
Zwei-Personen-Haushalte legte mit 23,9 beziehungsweise 22,1 Prozent deutlich zu w¨ ahrend die
Zahl der Haushalte mit mindestens drei Haushaltsmitgliedern gesunken ist. Die Zahl der Drei-
Personen-Haushalte sank in diesem Zeitraum um neun, die der Vier-Personen-Haushalte um 11,2
und die Zahl der Haushalte mit f¨ unf und mehr Personen um 14,1 Prozent (Destatis, 2005). Die-
se Entwicklung d¨ urfte zu einem großen Teil mit dem starken und kontinuierlichen R¨ uckgang der
Geburtenh¨ auﬁgkeit zu erkl¨ aren sein. W¨ ahrend die Zahl der Lebendgeborenen im Jahr 1991 noch
830.019 betrug, waren es im Jahr 2005 noch 685.795. Das entspricht einem R¨ uckgang um etwa 17,4
1Haushalten ist in erster Linie auf die Zunahme des Scheidungsrisikos und die sin-
kende Heiratsneigung zur¨ uckzuf¨ uhren. Die Zunahme der Zwei-Personen-Haushalte
h¨ angt einerseits damit zusammen, dass die Zahl der kinderlosen Paare steigt und
andererseits die gestiegene Lebenserwartung zu einer wachsenden Zahl von Zwei-
Personen-Haushalten im Alter f¨ uhrt.
Bei der Analyse von Einkommensverteilungen wird in aller Regel auf ¨ aquivalenz- be-
ziehungsweise bedarfsgewichtete Einkommen zur¨ uckgegriﬀen. Dabei handelt es sich
um Einkommensgr¨ oßen, die Personenzahl und altersm¨ aßige Zusammensetzung von
Haushalten ber¨ ucksichtigen. Ver¨ andern sich Haushalte in ihrer Struktur, so kann
dies ceteris paribus f¨ ur die Einkommensverteilung nicht ohne Folgen bleiben.2 Es
ist allerdings a priori nicht klar, welches Vorzeichen der Eﬀekt der demograﬁschen
Entwicklung auf die Einkommensungleichheit hat. Der deutliche R¨ uckgang der Ge-
burtenzahl bedeutet beispielsweise, dass sich zusammenlebende Paare heutzutage
eher f¨ ur Kinderlosigkeit entscheiden. Das f¨ uhrt dazu, dass diese ¨ uber h¨ ohere ¨ aqui-
valenzgewichtete Einkommen verf¨ ugen, als dies bei einer h¨ oheren Geburtenrate der
Fall w¨ are. Die Zunahme der Single-Haushalte f¨ uhrt zu einem Anstieg der Zahl von
Personen, die eher ¨ uber geringere ¨ aquivalenzgewichtete Einkommen verf¨ ugen, da die
Fixkosten der Haushaltsf¨ uhrung auf weniger Personen verteilt werden k¨ onnen. So-
mit hat der R¨ uckgang der durchschnittlichen Personenzahl pro Haushalt gegenl¨ auﬁ-
ge Eﬀekte auf die Einkommensverteilung. Der Nettoeﬀekt ist abh¨ angig davon, ob
die prim¨ ar betroﬀenen Bev¨ olkerungsgruppen eher ¨ uber- oder unterdurchschnittliche
Einkommen aufweisen.3 Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, diesen Nettoeﬀekt der
demograﬁschen Entwicklung auf die Einkommensungleichheit zu quantiﬁzieren.
Vor dem Hintergrund der besonders ausgepr¨ agten Entwicklung zu kleineren Haus-
haltsgr¨ oßen ist es bemerkenswert, dass f¨ ur Deutschland bislang keine empirische
Prozent. Ihren H¨ ochstwert erreichte die Geburtenzahl 1964 mit 1.357.304. Seitdem hat sie sich
in etwa halbiert (Destatis, 2008a). Dar¨ uber hinaus ist davon auszugehen, dass der gesellschaftli-
che Trend zu gr¨ oßerer Individualisierung ebenfalls maßgeblich zu dieser Beobachtung beigetragen
haben d¨ urfte.
2Daf¨ ur spricht auch, dass das reale Einkommen je Haushalt laut Statistischem Bundesamt seit
1991 zwar um zwei Prozent zur¨ uckgegangen ist. Berechnet man aber das reale bedarfsgewichte-
te Durchschnittseinkommen hat dieses im gleichen Zeitraum jedoch um zwei Prozent zugenom-
men (Destatis, 2008b, S. 147).
3Sinkende (steigende) Einkommen f¨ uhren zu einer Reduktion (einem Anstieg) der Ungleichheit,
wenn sie ¨ uber dem Durchschnitt liegen. Das Umgekehrte gilt, falls sie unterhalb des Durchschnitts
liegen.
2Studie vorgenommen wurde, die den Einﬂuss demograﬁscher Trends auf die Ein-
kommensungleichheit systematisch untersucht. Die vorliegende Arbeit m¨ ochte einen
Beitrag dazu leisten und kn¨ upft dazu an die Literatur zur Dekomposition von Un-
gleichheitsmaßen f¨ ur unterschiedliche Bev¨ olkerungsgruppen an (Shorrocks, 1980;
Mookherjee and Shorrocks, 1982; Shorrocks, 1984). Diese Methodik wird im Rahmen
der vorliegenden Arbeit auf Daten f¨ ur die Bundesrepublik Deutschland angewendet.
F¨ ur ¨ ahnliche Fragestellungen wurde diese Dekomposition bereits f¨ ur das Vereinigte
K¨ onigreich (Mookherjee and Shorrocks, 1982; Jenkins, 1995) sowie f¨ ur die Vereinig-
ten Staaten von Amerika (Martin, 2006) angewendet.
Es wird auf Grundlage von Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) sowie
mit Hilfe der Dekomposition eines Ungleichheitsmaßes der Einﬂuss der demograﬁ-
schen Entwicklung der deutschen Bev¨ olkerung auf die gemessene Einkommensun-
gleichheit analysiert. Hierbei steht die Unterscheidung der Einkommensungleich-
heit innerhalb und zwischen bestimmten Bev¨ olkerungsgruppen im Mittelpunkt des
Interesses. Die Deﬁnition der verschiedenen Gruppen orientiert sich dabei an der
zahlen- und altersm¨ aßigen Zusammensetzung der Haushalte. Die Ergebnisse dieser
Dekompositionsanalyse geben Aufschluss dar¨ uber, mit welchem Ausmaß der demo-
graﬁsche Trend zur Entwicklung der gesamten Einkommensungleichheit beigetragen
hat. Es zeigt sich, dass die Zunahme der Einkommensungleichheit in Deutschland
in den letzten Jahren maßgeblich von der Zunahme der Ungleichheit innerhalb der
Bev¨ olkerungsgruppen getrieben wurde. Allerdings ist auch die Zunahme der Einkom-
mensunterschiede zwischen den Bev¨ olkerungsgruppen f¨ ur einen nicht unerheblichen
Teil der Zunahme der Ungleichheit verantwortlich. Mit anderen Worten: Ohne die
demograﬁsche Entwicklung hin zu immer kleineren Haushalten h¨ atte die Einkom-
mensungleichheit zwar ebenfalls zugenommen. Ihr Niveau w¨ are allerdings deutlich
niedriger als es tats¨ achlich ist.
Die Arbeit ist im Weiteren wie folgt strukturiert: Zun¨ achst liefert Abschnitt 2 einen
¨ Uberblick ¨ uber relevante Deﬁnitionen und Methoden zur Messung und Dekompo-
sition eines Ungleichheitsmaßes sowie zur ¨ Aquivalenzgewichtung von Einkommens-
gr¨ oßen. In Abschnitt 3 wird gezeigt, wie dieses Vorgehen f¨ ur die Bundesrepublik
Deutschland mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) umgesetzt wird,
bevor in Abschnitt 4 die Ergebnisse aufgef¨ uhrt werden. Die Arbeit schließt mit ei-
3nem Fazit in Abschnitt 5.
2 Messung und Dekomposition von Ungleichheit
2.1 ¨ Aquivalenzgewichtung von Einkommensgr¨ oßen
¨ Okonomische Wohlfahrt wird im Allgemeinen als individuelle Erfahrung verstanden,
so dass es bei der Analyse von Armuts- oder Verteilungsfragen zun¨ achst ausreichen
w¨ urde, tats¨ achlich erzielte individuelle Einkommen zu betrachten. Dies w¨ urde je-
doch fern der Lebenswirklichkeit dazu f¨ uhren, dass abh¨ angige Personen ohne eige-
nes Einkommen (wie Lebenspartner oder Kinder) ¨ uber keine Konsumm¨ oglichkeiten
verf¨ ugen. Man w¨ urde also Personen als arm einstufen, obwohl sie unter Umst¨ anden
in einem wohlhabenden Haushalt leben. Damit w¨ urde systematisch ignoriert, dass
Personen ihr Einkommen mit ihren Mitbewohnern im Haushalt teilen. Dies k¨ onnte
als private Transferleistungen verstanden werden (Canberra-Group, 2001, S. 32).
Die Betrachtung des reinen Pro-Kopf-Haushaltseinkommens, also der Summe aller
individuellen Einkommen von Haushaltsmitgliedern dividiert durch deren Anzahl,
w¨ urde demgegen¨ uber nicht dem Anspruch gerecht werden, Skalenertr¨ age des Zu-
sammenlebens zu ber¨ ucksichtigen. Diese resultieren aus sinkenden durchschnittli-
chen Fixkosten mit zunehmender Haushaltsgr¨ oße. Daraus folgt, dass die individuel-
le Wohlfahrt von Personen, die ¨ uber ein gleich hohes Einkommen verf¨ ugen, davon
abh¨ angt, ob sie jeweils allein oder zusammen wohnen. Das Zusammenleben in einem
Haushalt senkt die individuelen Fixkosten der Haushaltsf¨ uhrung und tr¨ agt damit zur
Erh¨ ohung der individuellen Wohlfahrt bei. Aus diesem Grund werden Einkommens-
gr¨ oßen in der empirischen Forschung einer ¨ Aquivalenzgewichtung unterzogen. Damit
k¨ onnen individuelle Einkommen unabh¨ angig von der Haushaltsgr¨ oße miteinander
verglichen werden. Berechnet man beispielsweise ein solches ¨ aquivalenzgewichtetes
Einkommen f¨ ur ein Individuum in einem Mehr-Personen-Haushalt gibt diese Summe
Auskunft dar¨ uber, wie viel (monet¨ ares) Einkommen eine einzelne allein lebende Per-
son erzielen m¨ usste, um die gleiche – also die ¨ aquivalente – Wohlfahrt zu erfahren.
Die Gewichtung erfolgt ¨ ublicherweise durch Division des gesamten Haushaltsein-
kommens durch die Summe der Bedarfsgewichte, die von der Anzahl der Personen
4und weiteren Eigenschaften des Haushalts abh¨ angt (Atkinson and Bourguignon,
2000, S. 93 f.). Zur Ermittlung der Summe der Bedarfsgewichte werden in der em-
pirischen Forschung verschiedene ¨ Aquivalenzskalen verwendet. Laut OECD gibt es
im Allgemeinen keine akzeptierte Methode und auch keine allgemeine Empfehlung
f¨ ur eine bestimmte Skala (OECD, 2005). H¨ auﬁg verwendet wird die modiﬁzierte
OECD-Skala.4
2.2 Messung von Einkommensungleichheit
F¨ ur die Messung von Ungleichheit existieren in der Literatur verschiedene Maße.5
F¨ ur die Analyse des Einﬂusses von Haushaltsstrukturen auf die Einkommensun-
gleichheit ist die Klasse der Generalized Entropy-Ungleichheitsmaße (Shorrocks,
1980) besonders geeignet. Die Ungleichheitsmaße dieser Klasse lassen sich derart
zerlegen, dass die gesamte Ungleichheit ausgedr¨ uckt werden kann als Summe der
Ungleichheit innerhalb von Subgruppen der Bev¨ olkerung und der Ungleichheit zwi-
schen diesen Subgruppen. Die Klasse der Generalized Entropy-Ungleichheitsmaße
(GE-Maße) ist deﬁniert f¨ ur eine Einkommensverteilung Y = (y1,...,yn). Dabei
bezeichnet yi das Einkommen eines Individuums i ∈ {1,...,n}, w¨ ahrend wi das





i=1)·yi das arithmetische Mittel aller individuellen Einkommen. Die
GE-Maße sind deﬁniert als:
Ic =

     

































f¨ ur c = 1.
(1)
4Einer Person im Haushalt wird ein Gewicht von eins zugewiesen. Jede weitere erwachsene Per-
son (15 Jahre und ¨ alter) wird mit dem Wert 0,5 und jedes Kind mit dem Wert 0,3 gewichtet (OECD,
2005).
5Das wohl bekannteste Maß d¨ urfte der Gini-Koeﬃzient sein. F¨ ur einen ¨ Uberblick ¨ uber verschie-
dene Ungleichheitsmaße siehe Atkinson and Bourguignon (2000).
6Kommt jedem Individuum ein Gewicht von eins zu, also wi = 1 ∀ i, gilt
Pn
i=1 wi = n bezie-
hungsweise wi/
Pn
i=1 wi = 1/n.
5Der Koeﬃzient c l¨ asst sich dabei interpretieren als ein ”Parameter der Ungleichheits-
Aversion“. Je gr¨ oßer (kleiner) c umso sensitiver ist das GE-Maß f¨ ur den oberen
(unteren) Rand der Einkommensverteilung (Atkinson and Bourguignon, 2000, S.
110).
2.3 Dekomposition eines Ungleichheitsmaßes
F¨ ur die vorliegende Arbeit wurde aus der Klasse der GE-Maße das Ungleichheits-
maß I0 gew¨ ahlt, das auch als mean logarithmic deviation bekannt ist (Mookherjee
and Shorrocks, 1982, S. 889).7 Unterteilt man die zu Grunde liegende Bev¨ olkerung







































i∈k wi die gewichtete Zahl der Individuen, die Bev¨ olkerungsgrup-
pe k zugeordnet werden und vk entsprechend deren Anteil an der Gesamtbev¨ olke-
rung. F¨ ur Bev¨ olkerungsgruppe k wird das Durchschnittseinkommen mit ¯ yk und die




i∈k wi)·ln(¯ yk/yi) bezeich-
net. Somit l¨ asst sich die Ungleichheit in der Gesamtbev¨ olkerung schreiben als ge-
wichtete Summe der Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen (within-group
inequality IW
0 ) und der Ungleichheit zwischen den Bev¨ olkerungsgruppen (between-
group inequality IB
0 ). Dabei dienen die Bev¨ olkerungsanteile vk als Gewichtungs-
faktoren. Mit Hilfe der Dekomposition der Ungleichheit innerhalb und zwischen
Bev¨ olkerungsgruppen l¨ asst sich in ¨ ahnlicher Weise die Ver¨ anderung der gesamten
Ungleichheit von einer Periode t zur n¨ achsten Periode t+1 zerlegen in die Ver¨ ande-
7Shorrocks bezeichnet dieses Maß als dasjenige, das f¨ ur eine Dekompositionsanalyse am bes-
ten geeignet sei. Die Ungleichheit lasse sich n¨ amlich eindeutig zerlegen in Ungleichheit zwischen
Bev¨ olkerungsgruppen und innerhalb von Bev¨ olkerungsgruppen, wobei die gesamte Ungleichheit ex-
akt der Summe dieser Komponenten entspricht. Zudem summieren sich die Gewichtungsfaktoren
anders als bei den anderen Maßen zu eins (Shorrocks, 1980, S. 625).
6rung der Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen sowie Ver¨ anderungen, die
sich aus Verschiebungen in den Bev¨ olkerungsanteilen ergeben. Formal l¨ asst sich dies



































Hierbei bezeichnet vk wiederum den Anteil der Bev¨ olkerungsgruppe k an der Ge-
samtbev¨ olkerung, λk = ¯ yk/¯ y die Relation des Durchschnittseinkommens der Bev¨ olke-
rungsgruppe k zum Durchschnittseinkommen der Gesamtbev¨ olkerung und θk =
vk ·λk den Einkommensanteil der Bev¨ olkerungsgruppe k am Gesamteinkommen der
Bev¨ olkerung. Ein Symbol mit ¨ Uberstrich bezeichnet den durchschnittlichen Wert
der jeweiligen Gr¨ oße in den Perioden t und t + 1.8
Damit l¨ asst sich die Ver¨ anderung der gesamten Ungleichheit von einer zur n¨ achsten
Periode approximativ in insgesamt vier Komponenten zerlegen, die mit A, B, C und
D bezeichnet werden. Auch hier kann zwischen Ver¨ anderungen der Ungleichheit in-
nerhalb und zwischen den Bev¨ olkerungsgruppen diﬀerenziert werden (Mookherjee
and Shorrocks, 1982, S. 897):
Summand A fasst den Einﬂuss der Ver¨ anderung der Ungleichheit innerhalb der
Bev¨ olkerungsgruppen (∆I0k) zusammen. Genauer handelt es sich hierbei um den
Beitrag der Ver¨ anderung der gesamten Ungleichheit, der ausschließlich auf Ver¨ ande-
rungen der Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen zur¨ uckzuf¨ uhren ist.
Vom Einﬂuss durch Verschiebungen der Bev¨ olkerungsanteile wird durch Fixierung
auf die Durchschnittswerte zu beiden Zeitpunkten abstrahiert. Dieser Beitrag l¨ asst
sich insbesondere bei kleinen Zeitintervallen (beispielsweise zwischen zwei aufein-
ander folgenden Jahren) als ”reine“ Ver¨ anderung der Ungleichheit interpretieren,
da sich die Verteilung der Bev¨ olkerung ¨ uber die verschiedenen Subgruppen in der
Regel nicht ad hoc ver¨ andert (Jenkins, 1995, S. 38). Ver¨ anderungen der Ungleich-






2 . Dies gilt analog f¨ ur die anderen Gr¨ oßen.
7heit innerhalb von Bev¨ olkerungsgruppen, die einen besonders großen Anteil stellen,
w¨ urden entsprechend st¨ arker ins Gewicht fallen als Ver¨ anderungen bei kleineren
Bev¨ olkerunsgruppen.
Summand B beinhaltet dagegen den Einﬂuss der Ver¨ anderung der Bev¨ olkerungs-
struktur (∆vk) auf die Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen. Hier wird
f¨ ur kleinere Zeitintervalle um die Ver¨ anderung der Ungleichheit mit Hilfe der Durch-
schnittsbildung ¨ uber I0k um den Einﬂuss der Ver¨ anderung der Ungleichheit in-
nerhalb der Gruppen bereinigt. Ausschlaggebend sind hier die Ver¨ anderungen der
Bev¨ olkerungsanteile. Steigt beispielsweise der Anteil einer Gruppe, die (zu beiden
Zeitpunkten) eine besonders große Ungleichheit aufweist, steigt entsprechend die
gesamte Ungleichheit und umgekehrt.
Summand C beschreibt den Einﬂuss der Ver¨ anderung der Bev¨ olkerungsstruktur
(∆vk), allerdings auf die Ungleichheit zwischen den Bev¨ olkerungsgruppen. Auch hier
bestimmt die Ver¨ anderung der Bev¨ olkerungsstruktur die Richtung der Ver¨ anderung.
Allerdings wird hier nicht die Ungleichheit innerhalb der Subgruppen ﬁxiert, sondern
die Relationen der durchschnittlichen Gruppeneinkommen zum Durchschnittsein-
kommen der Gesamtbev¨ olkerung (λk). Dies wird in dem Ausdruck in eckigen Klam-
mern deutlich, auch wenn dieser nicht ¨ uber eine intuitive Interpretation verf¨ ugt. Der
Ausdruck C summiert also den Teil der Ver¨ anderung der gesamten Ungleichheit,
der sich dadurch ergibt, dass Bev¨ olkerungsgruppen anteilsm¨ aßig zu- oder abneh-
men, die im Verh¨ altnis zur Gesamtbev¨ olkerung ¨ uber besonders hohe oder niedrige
Durchschnittseinkommen verf¨ ugen.
Summand D repr¨ asentiert schließlich den Beitrag der Ver¨ anderung der Durch-
schnittseinkommen der Bev¨ olkerungsgruppen (∆ln(¯ yk)). Fixiert wird hier wiederum
¨ uber Durchschnittsbildung die Diﬀerenz zwischen Einkommens- und Bev¨ olkerungs-
anteil. Ausschlaggebend ist die Ver¨ anderung der logarithmierten durchschnittlichen
Gruppeneinkommen. Je h¨ oher der Einkommensanteil einer Gruppe im Vergleich
zu seinem Bev¨ olkerungsanteil, umso st¨ arker ist beispielsweise der Einﬂuss auf die
gesamte Einkommensungleichheit, wenn sich das Durchschnittseinkommen dieser
Gruppe ver¨ andert.
Zusammenfassend l¨ asst sich festhalten, dass Summand A die Ver¨ anderung der rei-
nen Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen repr¨ asentiert. Da die Personen
8einer Gruppe deﬁnitionsgem¨ aß im Hinblick auf bestimmte Charakteristika absolut
identisch sind, werden durch Summand A Ver¨ anderungen der Ungleichheit abge-
bildet, die auf andere Eigenschaften zur¨ uckzuf¨ uhren sind. Unterschiede im Ausbil-
dungsniveau d¨ urften eine prominente Ursache f¨ ur Lohn- und somit indirekt auch f¨ ur
Einkommensungleichheit sein. Die Summanden B und C repr¨ asentieren gemeinsam
die rein demograﬁsche Komponente der Ungleichheitsver¨ anderung, da sie auf Ver-
schiebungen der Bev¨ olkerungsanteile beruhen. Summand D repr¨ asentiert schließlich
den Einﬂuss von ¨ Anderungen der Verteilung der Durchschnittseinkommen auf die
Bev¨ olkerungsgruppen. Im Hinblick auf die Fragestellung ist es daher von vorran-
gigem Interesse den Einﬂuss der Summanden B und C in Relation zur gesamten
Ver¨ anderung der Einkommensungleichheit ∆I0 zu untersuchen.
3 Methodisches Vorgehen
3.1 Datengrundlage: SOEP
Bei dem Soziooekonomischen Panel (SOEP) handelt es sich um eine Wiederho-
lungsbefragung von Haushalten und Personen, die seit 1984 j¨ ahrlich in der Bun-
desrepublik Deutschland durchgef¨ uhrt wird. Mit Hilfe eines Gewichtungsverfah-
rens k¨ onnen die Angaben der Befragungsteilnehmer f¨ ur die gesamte Bundesrepu-
blik hochgerechnet werden, so dass sie f¨ ur die deutsche Bev¨ olkerung als repr¨ asenta-
tiv gelten k¨ onnen. Einen umfassenden ¨ Uberblick ¨ uber die L¨ angsschnittstudie geben
der Desktop-Companion des SOEP (Haisken-DeNew and Frick, 2005) oder Wagner,
Frick, and Schupp (2007).
3.2 Einkommensbegriﬀe
Die Dekomposition der Ver¨ anderung der Einkommensungleichheit aus Gleichung (3)
ist nicht nur f¨ ur einen Einkommensbegriﬀ deﬁniert, sondern l¨ asst sich f¨ ur verschie-
dene Einkommensbegriﬀe berechnen. In einem ersten Schritt wird die Dekomposi-
tion f¨ ur ¨ aquivalenzgewichtete Einkommen vor Steuern und Transfers durchgef¨ uhrt.
Hierf¨ ur sprechen zwei Gr¨ unde: Zum einen erfolgt durch ein progressives Steuer-
9und Transfersystem wie das deutsche eine Umverteilung von Einkommen, was die
Einkommensungleichheit deutlich reduziert.9 Hier w¨ are zu fragen, wie sich dies bei
der Dekomposition nach Bev¨ olkerungsgruppen auswirkt. Zum anderen wird im deut-
schen Steuer- und Transfersystem im weiteren Sinne die Haushaltsstruktur der Steu-
erpﬂichtigen beziehungsweise der Transferempf¨ anger auf verschiedene Art und Weise
ber¨ ucksichtigt.
Dar¨ uber hinaus ist es ebenso von Interesse die Dekompositionsanalyse f¨ ur Einkom-
men nach Steuern und Transfers zu betrachten. Dies scheint ebenfalls aus zwei
Gr¨ unden angebracht: Erstens bezieht sich der Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung zur Beschreibung des Wohlstandsniveaus auf Netto¨ aquivalenzein-
kommen (Bundesregierung, 2008, S. 17). Daher bietet es sich aus Gr¨ unden der Ver-
gleichbarkeit an, ebenfalls auf Einkommen nach Steuern und Transfers zur¨ uckzu-
greifen.10 Zweitens ist eine Betrachtung des nach Steuern und Transferzahlungen
verbliebenen verf¨ ugbaren Einkommens sinnvoll, da es f¨ ur Konsumausgaben verwen-
det wird und somit im Hinblick auf den wohlfahrts¨ okonomischen Hintergrund am
geeignetsten ist.
Die Datens¨ atze des SOEP beinhalten entsprechende Einkommensvariablen, die fol-
gendermaßen deﬁniert sind (Grabka, 2007, S. 41 f.): Das Einkommen vor Steuern und
Transfers eines Haushalts setzt sich zusammen aus Einkommen aus selbstst¨ andiger
und unselbstst¨ andiger Arbeit, Kapitaleinkommen, privaten Renten sowie privaten
Transfers aller Haushaltsmitglieder.11 Das Einkommen nach Steuern und Trans-
fers eines Haushalts umfasst das Einkommen vor Steuern und Transfers zuz¨ uglich
¨ oﬀentlicher Transfers und gesetzlicher Renten. Abgezogen werden Einkommensteu-
9So lag die Einkommensungleichheit der Netto¨ aquivalenzeinkommen laut Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung gemessen am Gini-Koeﬃzienten im Jahr 2005 um 39 Prozent
niedriger als die Ungleichheit bei den entsprechenden Markteinkommen (Bundesregierung, 2008,
S. 15).
10Aus dem gleichen Grund wird die modiﬁzierte OECD-Skala verwendet, da auch die Berech-
nungen im Armuts- und Reichtumsbericht darauf basieren (Bundesregierung, 2008, S. 17).
11Zu den Einkommen aus selbstst¨ andiger und unselbstst¨ andiger Arbeit z¨ ahlen neben Lohn- und
Gehaltszahlungen f¨ ur alle Formen von Arbeitsverh¨ altnissen auch Bonuszahlungen, Bezahlung von
geleisteten ¨ Uberstunden und Zahlungen durch Gewinnbeteiligungen. Das Kapitaleinkommen setzt
sich zusammen aus Zins- und Dividendeneinkommen sowie Einnahmen aus Vermietung und Ver-
pachtung. Private Transfers beinhalten Zahlungen von Personen außerhalb des jeweiligen Haus-
halts, darunter auch Alimente und Unterhaltszahlungen f¨ ur Kinder (Grabka, 2007, S. 41).
10erzahlungen und Sozialversicherungsbeitr¨ age.12
Beide Einkommensarten werden um die Preisentwicklung bereinigt, so dass Real-
einkommen in die Berechnungen eingehen. Zudem wurde jeweils ein imputiertes
Einkommen selbst genutzten Wohneigentums hinzu addiert.13
Bei der Berechnung der Dekompositionsanalyse gem¨ aß Gleichung (3) wird wie folgt
vorgegangen: F¨ ur die individuellen Einkommen yi werden ¨ aquivalenzgewichtete Ein-
kommen verwendet. Das heißt, dass das Haushaltseinkommen (vor beziehungsweise
nach Steuern und Transfers) durch die Summe der ¨ Aquivalenzgewichte des Haus-
halts dividiert wird. Die ¨ Aquivalenzgewichtung erfolgt dabei durch die modiﬁzierte
OECD-Skala. F¨ ur die Bev¨ olkerungsgewichte wi wurden die entsprechenden Gewich-
tungsvariablen des SOEP verwendet.
3.3 Einteilung von Bev¨ olkerungsgruppen
Von ebenso großer Bedeutung wie die Festlegung eines Einkommensbegriﬀs ist die
Einteilung der Bev¨ olkerung in disjunkte Subgruppen. Da auf Grund der Fragestel-
lung die zahlen- und altersm¨ aßige Zusammensetzung des Haushalts im Vordergrund
des Interesses steht, sind diese Angaben von besonderer Relevanz f¨ ur die Zuteilung
einer Person zu einer Bev¨ olkerungsgruppe. Das erste Kriterium ist die Zahl der er-
wachsenen Personen im Haushalt. Das zweite Kriterium ist die Anzahl der Kinder
im Haushalt.14
Auf Grundlage dieser beiden Kriterien wurde die Einteilung in Bev¨ olkerungsgruppen
vorgenommen. Tabelle 1 f¨ uhrt alle Gruppen (K = 14) mit ihren Eigenschaften auf.15
12Zu den ¨ oﬀentlichen Transfers z¨ ahlen Wohngeld, Kindergeld, Leistungen nach dem Bundes-
ausbildungsf¨ orderungsgesetz (BAf¨ oG), Mutterschaftsgeld, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe
sowie Unterhaltsvorschusszahlungen und Leistungen in besonderen F¨ allen durch die Sozial¨ amter.
Die gesetzlichen Renten umfassen Zahlungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung f¨ ur Alters-,
Erwerbsunf¨ ahigkeits- und Witwenrente. Die Summe der Einkommensteuerzahlungen wurden nach
einer modiﬁzierten Berechnungsroutine nach Schwarze (1995) berechnet. Zu den Sozialversiche-
rungsbeitr¨ agen z¨ ahlen Beitr¨ age zur gesetzlichen Kranken-, Arbeitslosen-, Renten- und Pﬂegeversi-
cherung (Grabka, 2007, S. 42).
13Die Einbeziehung eines gesch¨ atzten Einkommensvorteils, der dadurch entsteht, ist bei empiri-
schen Untersuchungen von Einkommensverteilungen ¨ ublich (Eurostat, 2006, S. 26).
14Die Deﬁnition, wann eine Person als erwachsen beziehungsweise als Kind anzusehen ist, richtet
sich nach der modiﬁzierten OECD-Skala, wonach dies im Alter von mehr als 14 Jahren beziehungs-
weise im Alter von bis zu 14 Jahren gegeben ist (OECD, 2005).
15Dabei bezeichnet ”Erwachsene“ die Zahl der Personen im Haushalt, die mindestens 15 Jahre
alt sind und ”Kinder“ die Zahl der Personen im Alter von h¨ ochstens 14 Jahren.
















Auf Grund der nach wie vor deutlichen Unterschiede in der Einkommensungleichheit
zwischen Ost- und Westdeutschland wird f¨ ur den Zeitraum nach der Wiederverei-
nigung neben der Diﬀerenzierung nach Haushaltsstrukturen weiter nach Regionen
unterschieden.16 Aus diesem Grund werden getrennte Berechnungen der Dekompo-
sition f¨ ur Westdeutschland f¨ ur den Zeitraum von 1985 bis 2006, f¨ ur Ostdeutschland
f¨ ur den Zeitraum von 1991 bis 2006 und f¨ ur Gesamtdeutschland f¨ ur den Zeitraum
von 1991 bis 2006 aufgef¨ uhrt.
3.4 Vergleichszeitr¨ aume
Da sich die Dekomposition der Einkommensungleichheit auf die Ver¨ anderung der
Ungleichheit zwischen zwei Zeitpunkten bezieht, muss auch gekl¨ art werden, welcher
Zeitraum beziehungsweise welche Zeitr¨ aume betrachtet werden sollen. Auf Grund
der Datenverf¨ ugbarkeit des SOEP ergibt sich zwischen 1985 und 2006 ein Gesamt-
16In j¨ ungster Vergangenheit gibt es sogar Anzeichen daf¨ ur, dass die Diskrepanz zwischen Ost-
und Westeinkommen nach anf¨ anglicher Ann¨ aherung wieder zunimmt, so dass von ”Polarisierungs-
trends“ gesprochen wird (Goebel and Krause, 2007, S. 826).
12zeitraum von 22 Jahren.17 Die Ergebnisse einer Dekompositionsanalyse f¨ ur die USA
¨ uber einen ¨ ahnlich langen Zeitraum zeigen, dass der Anteil, den demograﬁsche Fak-
toren zur Ver¨ anderung der Einkommensungleichheit beitragen, innerhalb dieses Zeit-
raums starken Schwankungen unterliegt. Zudem zeigt sich, dass die relative Bedeu-
tung demograﬁscher Faktoren in einem inversen Verh¨ altnis zum Ausmaß der gesam-
ten ¨ Anderung der Einkommensungleichheit steht. Das heißt je gr¨ oßer die Zunahme
der Ungleichheit insgesamt, umso geringer der Anteil demograﬁscher Ver¨ anderun-
gen und umgekehrt. Eine Unterscheidung von Subperioden auf Grundlage der kon-
junkturellen Entwicklung zeigt f¨ ur die USA, dass der demograﬁsche Eﬀekt (hier:
die Familienstrukturen) je nach Zeitraum – gesamter Konjunkturzyklus, Rezession
oder Aufschwung – deutlich variiert (Martin, 2006, S. 434 f.). Nach diesem Vor-
bild wird eine Unterteilung des gesamten Zeitraums zwischen 1985 und 2006 nach
dem konjunkturellen Verlauf des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der Bundesrepublik
Deutschland vorgenommen. Grundlage daf¨ ur sind Angaben der Deutschen Bundes-
bank ¨ uber die Ver¨ anderung des realen BIP zum Vorjahr.18 Daraus ergeben sich
insgesamt acht verschiedene Zeitr¨ aume, f¨ ur die die Dekomposition separat durch-
gef¨ uhrt wird. Diese beschreiben jeweils eine Phase zu- beziehungsweise abnehmen-
der j¨ ahrlicher Zuwachsraten des BIP f¨ ur die Bundesrepublik Deutschland.19 Der
Zusammenhang zwischen konjunkturellem Verlauf und Entwicklung der Einkom-
mensungleichheit besteht in der Zu- beziehungsweise Abnahme der Arbeitslosigkeit
(gleichbedeutend mit Schwankungen in der Zahl von Beziehern von vergleichsweise
geringen Einkommenstransfers in Form von Arbeitslosenunterst¨ utzung) in Phasen
von ab- und zunehmendem Wirtschaftswachstum. Zwar reagiert die Arbeitslosigkeit
¨ ublicherweise mit Verz¨ ogerung von wenigen Monaten auf die konjunkturelle Ent-
wicklung. Allerdings werden im Rahmen dieser Arbeit Einkommensgr¨ oßen auf Jah-
resbasis verwendet, so dass sich die Entwicklung der Konjunktur in der Entwicklung
der Einkommensungleichheit widerspiegeln sollte. F¨ ur Gesamt- und Ostdeutschland
17Die ersten beiden Wellen des SOEP werden nicht ber¨ ucksichtigt. Es zeigt sich, dass Einkom-
mensangaben f¨ ur die Jahre 1983 und 1984 in vielen F¨ allen nicht vorliegen, so dass eine Einbeziehung
dieser Daten zu verzerrten Ergebnissen f¨ uhren k¨ onnte.
18Siehe: http://www.bundesbank.de/statistik/statistik zeitreihen.php (Zugriﬀ: 12.01.2009).
19Folgende Zeitr¨ aume wurden unterschieden: 1985–1987, 1987–1991, 1991–1993, 1993–1994,
1994–1996, 1996–2000, 2000–2003 und 2003–2006.
13k¨ onnen selbstverst¨ andlich nur die letzten sechs Zeitr¨ aume nach der Wiedervereini-
gung ab 1990 beziehungsweise ab 1991 betrachtet werden.20
4 Ergebnisse
In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse f¨ ur die jeweiligen Einkommensarten und
Regionen im Einzelnen dargestellt.21 Die Tabellen im Anhang geben einen ¨ Uberblick
dar¨ uber, wie sich die prozentualen Anteile der Bev¨ olkerungsgruppen gem¨ aß Tabelle 1
zwischen 1985 beziehungsweise zwischen 1991 und 2006 entwickelt haben. Demnach
hat besonders stark die Bev¨ olkerungsgruppe k = 1 zugelegt. Dabei handelt es sich
um Personen, die in Ein-Personen-Haushalten leben. Ebenso zugelegt hat der Anteil
der Personen der Gruppe k = 5. Diese umfasst Personen, die in einem Haushalt mit
nur zwei Erwachsenen leben. Relativ deutlich r¨ uckl¨ auﬁg waren dagegen die Anteile
der Bev¨ olkerungsgruppen k = 7,8,9,10. Dies sind insbesondere Mehr-Personen-
Haushalte mit Kindern.
4.1 Ergebnisse vor Steuern und Transfers
Die Ergebnisse der Dekomposition der Entwicklung der Einkommensungleichheit
vor Steuern und Transfers sind Tabelle 2 zu entnehmen. Demnach stieg die Ein-
kommensungleichheit vor Steuern und Transfers im Zeitraum von 1991 bis 2006
im wiedervereinigten Deutschland insgesamt um gut 38 Prozent an. Etwa 9,3 Pro-
zentpunkte dieser Zunahme sind auf Verschiebungen in der Zusammensetzung der
Haushalte (Summanden B und C) zur¨ uckzuf¨ uhren. Somit kann festgehalten werden,
20F¨ ur Ostdeutschland liegen im SOEP Einkommensvariablen erst ab dem Jahr 1991 vor (Grabka,
2007, S. 2).
21Es sei darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse der Dekomposition aus Gleichung (3) in den
Tabellen 2 und 3 prozentual dargestellt sind. Das heißt, dass ∆I0 sowie die Summanden A bis
D jeweils noch durch It
0 dividiert wurden. In den folgenden Tabellen ist daher stets in der zwei-
ten Spalte die prozentuale Ver¨ anderung der gesamten Einkommensungleicheit 100·∆I0/It
0 in dem
jeweiligen Zeitraum abzulesen. In der dritten bis sechsten Spalte sind die Ergebnisse der Dekom-
position dieser Gesamtver¨ anderung aufgef¨ uhrt. Dabei handelt es sich um die Summanden A bis D
aus Gleichung (3), die ebenfalls durch It
0 dividiert und mit 100 multipliziert wurden, um relative
Beitr¨ age zu erhalten. Die siebte und letzte Spalte zeigt den mit 100 multiplizierten gemeinsamen
Anteil der Summanden B und C an der gesamten Ver¨ anderung in Prozent. Aus Platzgr¨ unden wur-
den die Spalten lediglich mit ∆I0 beziehungsweise mit den Buchstaben A bis D ¨ uberschrieben.
Dennoch handelt es sich bei den Zahlenwerten jeweils um prozentuale Ver¨ anderungen.
14Tabelle 2: Dekomposition vor Steuern und Transfers
Zeitraum ∆I0 A B C D (B+C)/∆I0
Gesamtdeutschland
1991–1993 3.66 1.99 1.50 -0.06 0.17 39.28
1993–1994 6.46 5.36 0.67 -0.00 0.44 10.26
1994–1996 4.98 3.57 1.56 0.04 -0.19 32.15
1996–2000 1.18 -1.51 2.78 -0.04 -0.05 231.57
2000–2003 5.99 5.07 1.02 0.11 -0.21 18.87
2003–2006 11.14 9.18 1.23 0.18 0.53 12.72
1991–2006 38.06 27.75 9.18 0.16 0.89 24.52
Westdeutschland
1985–1987 -8.75 -9.97 1.85 -0.01 -0.63 -21.06
1987–1991 1.99 -1.65 3.92 0.33 -0.59 213.70
1991–1993 0.63 -0.23 0.73 -0.08 0.14 101.68
1993–1994 5.82 4.57 0.67 0.02 0.56 11.82
1994–1996 4.77 3.84 1.41 0.02 -0.50 30.03
1996–2000 -1.28 -2.83 1.55 -0.01 0.01 -119.59
2000–2003 1.43 0.66 0.84 0.11 -0.17 66.09
2003–2006 13.12 10.99 1.08 0.26 0.77 10.23
1985–1991 -6.93 -11.37 5.33 0.29 -1.11 -81.06
1991–2006 26.37 19.26 5.82 0.17 1.06 22.71
1985–2006 17.61 5.35 11.95 0.90 -0.57 72.92
Ostdeutschland
1991–1993 19.72 14.79 4.60 0.33 -0.02 24.97
1993–1994 11.51 10.04 1.23 -0.01 0.25 10.58
1994–1996 5.52 2.16 2.12 0.77 0.46 52.43
1996–2000 9.65 1.99 8.13 0.01 -0.58 84.42
2000–2003 21.58 19.03 2.34 0.06 0.16 11.12
2003–2006 6.84 4.54 3.15 -0.07 -0.77 45.08
1991–2006 100.61 73.38 26.92 1.10 -0.74 27.85
Hinweis: Es handelt sich jeweils um prozentuale Angaben.
15dass diese zu etwa einem Viertel f¨ ur die Zunahme der Einkommensungleichheit vor
Steuern und Transfers verantwortlich sind. Auﬀ¨ allig ist, dass dieser Anteil wieder-
um zum ¨ uberwiegenden Teil dem Summanden B alleine zugerechnet werden kann.
Dieser trug alleine 9,2 Prozent zur Steigerung der Ungleichheit bei, w¨ ahrend Sum-
mand C mit 0,16 Prozent zu vernachl¨ assigen ist. Bei Summand B handelt es sich um
den Einﬂuss der Ver¨ anderung der Bev¨ olkerungsstruktur auf die Ungleichheit inner-
halb der Bev¨ olkerungsgruppen. Oﬀenbar weisen die Bev¨ olkerungsgruppen kleinerer
Haushalte eine gr¨ oßere Ungleichheit auf als andere Gruppen, so dass deren Zunahme
die Ungleichheit insgesamt gesteigert hat. Betrachtet man die Ergebnisse der De-
komposition f¨ ur die konjunkturellen Phasen separat voneinander zeigt sich folgendes
Muster: Der Einﬂuss der Verschiebungen der Haushaltsstrukturen ist besonders groß
in Phasen von geringem Zuwachs der Ungleichheit insgesamt. Die geringsten Anteile
weisen die Summanden B und C in den Zeitr¨ aumen von 1993 bis 1994 (10,3 Pro-
zent) beziehungsweise von 2003 bis 2006 (12,7 Prozent) auf. Mit einem Zuwachs von
knapp 6,5 beziehungsweise ¨ uber elf Prozent stieg die Ungleichheit vor Steuern und
Transfers in diesen Phasen besonders stark. Umgekehrt lag der Anteil zwischen 1996
und 2000 bei ¨ uber 230 Prozent(!), der Zuwachs der Ungleichheit war insgesamt aber
mit 1,2 Prozent sehr gering. Das heißt, dass die Zunahme durch die Summanden B
und C zusammen f¨ ur sich genommen mehr als doppelt so hoch war wie die Zunahme
insgesamt. Dies liegt insbesondere daran, dass die reine Ungleichheit (Summand A)
f¨ ur sich genommen deutlich r¨ uckl¨ auﬁg war (−1,5 Prozent). Durchg¨ angig gilt, dass
Summand B die Ergebnisse eindeutig dominiert. Die Beitr¨ age des Summanden C
lagen in allen Zeitr¨ aumen absolut nahe dem Wert null.
Im Vergleichszeitraum von 1991 bis 2006 ist die Ungleichheit vor Steuern und Trans-
fers in Westdeutschland um 26,4 Prozent gestiegen, also weniger stark als in der ge-
samten Bundesrepublik. Auch der Anteil der Summanden B und C ist mit 22,7
Prozent etwas geringer. Das legt nahe, dass die Ungleichheit in Ostdeutschland
deutlich st¨ arker gesteigen sein muss. Tats¨ achlich hat sie sich seit 1991 glatt ver-
doppelt (+100,6 Prozent). Davon entfallen knapp 27,9 Prozent auf sinkende Haus-
haltsgr¨ oßen.
Da f¨ ur Westdeutschland Einkommensdaten auch f¨ ur den Zeitraum vor 1991 zur
Verf¨ ugung stehen ist es m¨ oglich, die Entwicklung der Ungleichheit in einem Zeit-
16raum von ¨ uber 20 Jahren zu untersuchen: Zwischen 1985 und 2006 legte die Ein-
kommensungleichheit vor Steuern und Transfers in der alten Bundesrepublik sogar
nur um 17,6 Prozent zu. Daf¨ ur verantwortlich ist ein R¨ uckgang der Ungleichheit um
gut 6,9 Prozent zwischen 1985 und 1991. Sehr deutlich wird, dass die Summanden
B und C diese Abnahme der Ungleichheit deutlich abgebremst haben: Ihr Anteil
liegt bei −81,1 Prozent. Das negative Vorzeichen gibt an, dass ihr Beitrag f¨ ur sich
genommen positiv war. Ohne die demograﬁsche Ver¨ anderung w¨ are die Ungleichheit
in diesem Zeitraum sogar fast doppelt so stark gesunken. Betrachtet man wieder-
um die konjunkturellen Phasen separat voneinander zeigt sich, dass der R¨ uckgang
auf den Zeitraum von 1985 bis 1987 zur¨ uckzuf¨ uhren ist. Im Zeitraum von 1987 bis
1991 trugen die Summanden B und C mit ¨ uber 213 Prozent ¨ uberproportional zur
Zunahme der Einkommensungleichheit bei.
Vergleicht man die Ergebnisse der Dekomposition f¨ ur West- und Ostdeutschland
miteinander, stellt man fest, dass die Werte insbesondere f¨ ur den Summanden B
f¨ ur die neuen Bundesl¨ ander stets deutlich h¨ oher ausfallen. Ihr Anteil an der gesam-
ten Zunahme der Ungleichheit vor Steuern und Transfers ist dort zwar nur etwa
f¨ unf Prozentpunkte gr¨ oßer. Dabei ist jedoch zu beachten, dass der Zuwachs der Un-
gleichheit insgesamt fast vier Mal so stark ist. Dies liegt vor allem an einer um ein
Vielfaches st¨ arkeren prozentualen Zunahme der ”reinen“ Ungleichheit (Summand
A).
4.2 Ergebnisse nach Steuern und Transfers
F¨ ur die Dekompositionsanalyse der Ungleichheit der verf¨ ugbaren Einkommen erge-
ben die Berechnungen f¨ ur Gesamtdeutschland folgendes Bild: Der Einﬂuss der sich
ver¨ andernden Haushaltsstrukturen auf die Einkommensungleichheit nach Steuern
und Transfers ist deutlich geringer als vor Steuern und Transfers. Ihr Anteil betr¨ agt
f¨ ur den Zeitraum zwischen 1991 und 2006 lediglich 5,1 Prozent. Zur Zunahme der
Ungleichheit der Markteinkommen hatten die Summanden B und C mit etwa einem
Viertel beigetragen. Ganz oﬀensichtlich ber¨ ucksichtigt das Steuer- und Transfersys-
tem in Deutschland die Gr¨ oße und Zusammensetzung des Haushalts und gleicht die
Zunahme der Ungleichheit, die darauf zur¨ uckzuf¨ uhren ist, zu einem großen Teil –
17wenn auch nicht vollst¨ andig – aus. Aus Tabelle 3 geht hervor, dass der Absolutbetrag
des Anteils der Summanden B und C mit Ausnahme f¨ ur den Zeitraum zwischen 1996
und 2000 im einstelligen Bereich liegt. In der zweiten H¨ alfte der 1990er-Jahre liegt
der Anteil der Verschiebung der Haushaltsstrukturen dagegen bei −93,3 Prozent.
Das negative Vorzeichen ist dadurch zu erkl¨ aren, dass B und C f¨ ur sich genommen
zu einer Zunahme der Ungleichheit beigetragen haben, aber Summand A ein negati-
ves Vorzeichen aufweist und betragsm¨ aßig gr¨ oßer ist. Gleiches gilt f¨ ur den Zeitraum
von 1994 bis 1996. Ein negativer Anteilswert f¨ ur die Summanden B und C bedeutet
also, dass diese zusammen ein der gesamten Ver¨ anderung der Ungleichheit entge-
gengesetztes Vorzeichen aufweisen. Auch f¨ ur die Dekomposition nach Steuern und
Transfers gilt, dass der Anteilswert in einem inversen Verh¨ altnis zur Gesamt¨ ande-
rung von I0 steht. Insgesamt nahm die Ungleichheit nach Steuern und Transfers in
der gesamten Bundesrepublik um gut 41,1 Prozent zu. Analog zu den Ergebnissen
f¨ ur die Einkommen vor Steuern und Transfers steht der Absolutbetrag des Anteils
der Summanden B und C in einem inversen Verh¨ altnis zur Gesamt¨ anderung der
Ungleichheit.
F¨ ur die separate Betrachtung Westdeutschlands ergibt sich, dass der Anteil der Sum-
manden B und C zwischen 1991 und 2006 mit etwa drei Prozent etwas geringer ist
als f¨ ur die gesamte Bundesrepublik. F¨ ur den Zeitraum zwischen 1985 und 2006 ist
er mit 7,9 Prozent etwas gr¨ oßer. Dies ist darauf zur¨ uckzuf¨ uhren, dass in der Phase
von 1985 bis 1991 die Ungleichheit der Netto¨ aquivalenzeinkommen lediglich um 6,3
Prozent anstieg und der Anteil der demograﬁschen Komponente mit ann¨ ahernd 30
Prozent relativ groß war.
In den neuen Bundesl¨ andern stieg die Einkommensungleichheit nach Steuern und
Transfers zwischen 1991 und 2006 um zwei Drittel. Davon entﬁelen weniger als drei
Prozent auf die Summanden B und C.
18Tabelle 3: Dekomposition nach Steuern und Transfers
Zeitraum ∆I0 A B C D (B+C)/∆I0
Gesamtdeutschland
1991–1993 6.31 5.36 0.30 -0.06 0.49 3.82
1993–1994 10.11 7.46 0.51 -0.01 2.15 4.92
1994–1996 -6.86 -5.50 0.50 0.02 -1.88 -7.62
1996–2000 -1.05 -2.60 0.87 0.11 0.56 -93.33
2000–2003 15.91 15.92 0.11 0.15 -0.28 1.66
2003–2006 12.86 11.97 0.14 0.30 0.43 3.42
1991–2006 41.11 37.29 1.54 0.57 1.46 5.12
Westdeutschland
1985–1987 -2.64 -2.19 0.36 -0.02 -0.79 -12.60
1987–1991 9.18 7.30 0.97 0.82 0.11 19.50
1991–1993 7.62 6.63 0.13 -0.02 0.62 1.45
1993–1994 12.12 8.85 0.67 0.05 2.56 5.94
1994–1996 -7.76 -5.62 0.56 0.07 -2.78 -8.10
1996–2000 -1.24 -2.90 0.49 0.20 0.96 -56.11
2000–2003 12.67 12.78 0.04 0.13 -0.29 1.32
2003–2006 15.23 13.50 0.22 0.34 1.14 3.68
1985–1991 6.30 5.27 0.94 0.93 -0.64 29.83
1991–2006 42.71 38.77 0.54 0.75 2.40 3.02
1985–2006 51.70 46.29 1.71 2.37 1.20 7.90
Ostdeutschland
1991–1993 19.58 21.86 1.11 0.47 -3.68 8.05
1993–1994 7.21 5.98 0.17 -0.16 1.22 0.14
1994–1996 1.36 -1.16 -0.18 1.00 1.72 60.17
1996–2000 -4.79 -4.23 1.73 -0.16 -2.41 -32.90
2000–2003 37.40 35.66 -0.28 0.64 1.42 0.96
2003–2006 -2.02 1.55 0.54 -0.21 -3.85 -16.27
1991–2006 66.56 72.85 -0.16 1.93 -7.99 2.65
Hinweis: Es handelt sich jeweils um prozentuale Angaben.
195 Fazit
Im Rahmen dieser Arbeit wurde der Frage nachgegangen, zu welchem Anteil die
Zunahme der Einkommensungleichheit in der Bundesrepublik Deutschland in den
vergangenen Jahren auf den kontinuierlichen R¨ uckgang der durchschnittlichen Haus-
haltsgr¨ oße, insbesondere durch die Zunahme der Ein- und Zwei-Personen-Haushalte,
zur¨ uckzuf¨ uhren ist. Ausgehend von der Tatsache, dass zwischen der Verteilung der
Einkommen und Haushaltsgr¨ oßen ein wohlfahrts¨ okonomisch motivierter Zusammen-
hang besteht, der sich empirisch in der ¨ Aquivalenzgewichtung von Einkommens-
gr¨ oßen ausdr¨ uckt, wurde argumentiert, dass durch den Trend zu immer kleineren
Haushalten zunehmend Skalenertr¨ age des Zusammenlebens unausgesch¨ opft bleiben.
Entsprechend steigt der Anteil an Personen, die ¨ uber ein relativ geringes ¨ aquiva-
lenzgewichtetes Einkommen verf¨ ugen. Dies f¨ uhrt zu mehr Ungleichheit in den ¨ aqui-
valenzgewichteten Einkommen.
Mit Hilfe einer Zerlegung der Ver¨ anderung eines Ungleichheitsmaßes nach Mook-
herjee and Shorrocks (1982) auf Grundlage von Einkommensdaten des Soziooeko-
nomischen Panels wurde berechnet, zu welchem Anteil die Zunahme der Einkom-
mensungleichheit auf Verschiebungen der Bev¨ olkerungsstruktur zur¨ uckzuf¨ uhren ist.
Dazu wurden Bev¨ olkerungsgruppen deﬁniert, die sich in Gr¨ oße und Zusammenset-
zung des Haushalts voneinander unterscheiden. Es zeigt sich, dass f¨ ur ¨ aquivalenz-
gewichtete Einkommen sowohl vor als auch nach Steuern und Transfers gilt, dass
f¨ ur die Ver¨ anderung der Ungleichheit insgesamt in erster Linie Ver¨ anderungen der
Ungleichheit innerhalb der Bev¨ olkerungsgruppen maßgeblich sind. Sie bestimmen
im Wesentlichen Ausmaß und Richtung der Ver¨ anderung der Einkommensungleich-
heit. Allerdings ist auch ein betr¨ achtlicher Teil auf demograﬁsche Faktoren zur¨ uck-
zuf¨ uhren. Diese haben f¨ ur sich genommen die Zunahme der Einkommensungleichheit
verst¨ arkt oder deren R¨ uckgang gebremst. Das heißt, dass die Einkommensungleich-
heit in Deutschland auch ohne diesen demograﬁschen Trend zugenommen h¨ atte. Ihr
Niveau w¨ are gegenw¨ artig allerdings niedriger als es sich tats¨ achlich darstellt.
Die Quantiﬁzierung dieses Anteils h¨ angt davon ab, welcher Einkommensbegriﬀ, wel-
che Region und welcher Zeitraum zu Grunde gelegt wird. Allgemein k¨ onnen auf
Grund der vorliegenden Berechnungen folgende Aussagen festgehalten werden:
20Erstens ist der Anteil demograﬁscher Komponenten f¨ ur die Zunahme der Einkom-
mensungleichheit vor Steuern und Transfers bedeutsamer als f¨ ur die Ungleichheit
nach Steuern und Transfers. Oﬀensichtlich wird ein Großteil der Ungleichheit, die
durch ver¨ anderte Haushaltsstrukturen verursacht wird, durch das Steuer- und Trans-
fersystem ausgeglichen. Das bedeutet auch, dass die Bedeutung anderer Faktoren,
die – wie beispielsweise zunehmende Lohnspreizung – zweifelsohne zur Ungleichheit
der Bruttoeinkommen beigetragen haben, vielfach ¨ ubersch¨ atzt wird.
Zweitens ist der demograﬁsche Anteil der Zunahme der Einkommensungleichheit in
aller Regel deutlich gr¨ oßer in Phasen, in denen die ¨ Anderung der Ungleichheit insge-
samt eher gering ist. Dies k¨ onnte bedeuten, dass der demograﬁsche Wandel stetigen
Einﬂuss auf die Einkommensungleichheit nimmt, w¨ ahrend andere Einﬂ¨ usse durch
konjunkturelle Zyklen oder andere gesamtwirtschaftliche Schocks punktuell einen
großen Einﬂuss haben und die demograﬁschen Komponenten in ihrer Bedeutung
vor¨ ubergehend zur¨ uckdr¨ angen.
Aus diesen Ergebnissen kann geschlussfolgert werden, dass Aussagen ¨ uber die Ein-
kommensverteilung stets diﬀerenziert getroﬀen werden m¨ ussen. Es sollte daher ganz
wesentlich von den Ursachen f¨ ur Einkommensungleichheit abh¨ angen, welche Maß-
nahmen dagegen ergriﬀen werden, falls die Ungleichheit als zu groß angesehen wird,
wobei unklar ist, wie viel Ungleichheit als akzeptabel oder gar als optimal anzuse-
hen ist. Dementsprechend ist es von Bedeutung, unterschiedliche Ursachen f¨ ur Ein-
kommensungleichheit und deren Entwicklung separat voneinander zu analysieren.
Forderungen nach einem gesetzlichen Mindestlohn und/oder h¨ oheren Transferleis-
tungen (Frick and Grabka, 2008, S. 557) als Mittel zur Eind¨ ammung zunehmender
Einkommensungleichheit und Einkommensarmut k¨ onnten an wesentlichen Ursachen
f¨ ur diese Entwicklungen vorbeigehen. Es hat sich gezeigt, dass diese nicht zuletzt
auch durch die Lebensweise von Personen – insbesondere die Gr¨ oße der Haushalte,
in denen sie leben – beeinﬂusst wird. Ein Teil der gestiegenen Ungleichverteilung der
Einkommen ist darauf zur¨ uckzuf¨ uhren, dass man sich in Deutschland oﬀensichtlich
immer weniger die Vorteile des Zusammenlebens zu Nutze macht. Dadurch m¨ ussen
h¨ ohere Einkommen erzielt werden, um den gleichen Einkommens- und Lebensstan-
dard zu erlangen, der mit mehreren Personen in einem Haushalt eher erreichbar
w¨ are. Wenn es Ziel der Wirtschaftspolitik ist, die Einkommensungleichheit zu re-
21duzieren, k¨ onnte dies zum Teil auch dadurch erreicht werden, dass Anreize zum
Zusammenleben in gr¨ oßeren Haushalten gesetzt werden. Maßnahmen, die gegen die
Ungleichheit in den Arbeitsl¨ ohnen (wie Mindestl¨ ohne) gerichtet sind, k¨ onnen somit
nur an einem Teil der Ursachen f¨ ur zunehmende Einkommensungleichheit ansetzen.
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1991 0.709 0.694 0.979 0.015 0.021
1992 0.699 0.682 0.976 0.017 0.024
1993 0.735 0.718 0.978 0.016 0.022
1994 0.782 0.763 0.975 0.019 0.025
1995 0.774 0.756 0.977 0.018 0.023
1996 0.821 0.803 0.978 0.018 0.022
1997 0.847 0.828 0.977 0.019 0.023
1998 0.838 0.817 0.974 0.022 0.026
1999 0.838 0.819 0.978 0.018 0.022
2000 0.831 0.813 0.979 0.018 0.021
2001 0.854 0.838 0.982 0.016 0.018
2002 0.908 0.891 0.981 0.018 0.019
2003 0.880 0.864 0.981 0.017 0.019
2004 0.907 0.884 0.975 0.022 0.025
2005 0.966 0.949 0.982 0.017 0.018
2006 0.978 0.955 0.976 0.023 0.024






1985 0.756 0.735 0.972 0.021 0.028
1986 0.708 0.687 0.971 0.020 0.029
1987 0.690 0.673 0.976 0.016 0.024
1988 0.741 0.726 0.980 0.015 0.020
1989 0.701 0.687 0.980 0.014 0.020
1990 0.644 0.630 0.979 0.013 0.021
1991 0.704 0.689 0.979 0.015 0.021
1992 0.676 0.660 0.976 0.016 0.024
1993 0.708 0.693 0.978 0.015 0.022
1994 0.749 0.730 0.974 0.020 0.026
1995 0.739 0.721 0.976 0.018 0.024
1996 0.785 0.769 0.980 0.016 0.020
1997 0.801 0.784 0.979 0.017 0.021
1998 0.794 0.774 0.975 0.020 0.025
1999 0.768 0.752 0.979 0.016 0.021
2000 0.775 0.759 0.979 0.016 0.021
2001 0.776 0.762 0.982 0.014 0.018
2002 0.823 0.807 0.980 0.016 0.020
2003 0.786 0.771 0.980 0.015 0.020
2004 0.821 0.798 0.973 0.022 0.027
2005 0.888 0.871 0.980 0.017 0.020
2006 0.889 0.865 0.973 0.024 0.027






1991 0.666 0.624 0.937 0.042 0.063
1992 0.739 0.696 0.941 0.044 0.059
1993 0.798 0.753 0.944 0.044 0.056
1994 0.890 0.843 0.948 0.046 0.052
1995 0.883 0.834 0.945 0.048 0.055
1996 0.939 0.881 0.939 0.057 0.061
1997 1.008 0.948 0.940 0.060 0.060
1998 0.987 0.925 0.937 0.062 0.063
1999 1.095 1.042 0.951 0.053 0.049
2000 1.029 0.976 0.949 0.053 0.051
2001 1.156 1.090 0.943 0.066 0.057
2002 1.241 1.193 0.961 0.048 0.039
2003 1.251 1.196 0.956 0.055 0.044
2004 1.252 1.198 0.957 0.054 0.043
2005 1.253 1.212 0.967 0.041 0.033
2006 1.337 1.293 0.967 0.044 0.033







1991 0.124 0.118 0.948 0.006 0.052
1992 0.132 0.125 0.949 0.007 0.051
1993 0.132 0.125 0.945 0.007 0.055
1994 0.145 0.135 0.930 0.010 0.070
1995 0.138 0.130 0.937 0.009 0.063
1996 0.135 0.128 0.945 0.007 0.055
1997 0.128 0.121 0.944 0.007 0.056
1998 0.124 0.116 0.929 0.009 0.071
1999 0.144 0.135 0.937 0.009 0.063
2000 0.134 0.126 0.938 0.008 0.062
2001 0.147 0.138 0.944 0.008 0.056
2002 0.155 0.146 0.942 0.009 0.058
2003 0.155 0.147 0.947 0.008 0.053
2004 0.163 0.153 0.938 0.010 0.062
2005 0.183 0.175 0.958 0.008 0.042
2006 0.175 0.166 0.947 0.009 0.053






1985 0.121 0.114 0.941 0.007 0.059
1986 0.114 0.106 0.934 0.007 0.066
1987 0.118 0.112 0.947 0.006 0.053
1988 0.121 0.114 0.939 0.007 0.061
1989 0.131 0.125 0.953 0.006 0.047
1990 0.151 0.145 0.958 0.006 0.042
1991 0.129 0.122 0.944 0.007 0.056
1992 0.138 0.130 0.945 0.008 0.055
1993 0.139 0.130 0.940 0.008 0.060
1994 0.155 0.143 0.923 0.012 0.077
1995 0.149 0.139 0.934 0.010 0.066
1996 0.143 0.136 0.946 0.008 0.054
1997 0.135 0.127 0.941 0.008 0.059
1998 0.132 0.122 0.926 0.010 0.074
1999 0.152 0.141 0.931 0.010 0.069
2000 0.142 0.132 0.933 0.009 0.067
2001 0.150 0.141 0.937 0.009 0.063
2002 0.161 0.151 0.938 0.010 0.062
2003 0.160 0.150 0.942 0.009 0.058
2004 0.171 0.159 0.931 0.012 0.069
2005 0.192 0.183 0.951 0.010 0.049
2006 0.184 0.172 0.937 0.012 0.063






1991 0.068 0.059 0.861 0.009 0.139
1992 0.081 0.073 0.901 0.008 0.099
1993 0.082 0.075 0.912 0.007 0.088
1994 0.088 0.080 0.908 0.008 0.092
1995 0.077 0.068 0.886 0.009 0.114
1996 0.089 0.078 0.883 0.010 0.117
1997 0.087 0.079 0.908 0.008 0.092
1998 0.077 0.069 0.888 0.009 0.112
1999 0.095 0.088 0.922 0.007 0.078
2000 0.085 0.076 0.901 0.008 0.099
2001 0.114 0.105 0.919 0.009 0.081
2002 0.107 0.098 0.913 0.009 0.087
2003 0.116 0.106 0.913 0.010 0.087
2004 0.109 0.099 0.911 0.010 0.089
2005 0.114 0.107 0.940 0.007 0.060
2006 0.114 0.109 0.954 0.005 0.046
34